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Gemeinde Wobbenbüll Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplan Nr, 7

1 Allgemeine Planungsvoraussetzungen

1.1 Planungsanlass und Entwicklunqsziele
Der Bebauungsplan Nr. 7 wurde vordem Hintergrund aufgestellt, dass ein Angebot an 
Wohnungsbauplätzen innerhalb der Gemeinde geschaffen werden soll. In der 
Begründung dazu heißt es: „Inzwischen ist die Nachfrage nach neuem Wohnraum 
gestiegen, so dass die Gemeinde beschlossen hat, ein entsprechendes Angebot zu 
schaffen. Im Vordergrund steht sowohl das Bedürfnis von jungen Wobbenbüller 
Bürgerinnen und Bürgern, die ein verfügbares Grundstück suchen, um ihren 
Lebensmittelpunkt in der Gemeinde beibehalten zu können, als auch die Bereitstellung 
von geeignetem Wohnraum für Seniorinnen und Senioren, die ihren Lebensabend in 
der Gemeinde verbringen möchten“. Im Nachgang des Planverfahrens stellte sich 
jedoch heraus, dass einige Festsetzungen die Umsetzung dieses Planungszieles 
hemmen. Ziel dieser 1. Änderung ist es daher die Festsetzungen dahingehend zu 
berichtigen, dass ein Erreichen der Ursprünglichen Planungsziele ermöglicht wird. 
Konkret werden dabei die Festsetzungen Nr. 6 zur Traufhöhe und Nr. 8 zur 
Dachgestaltung sowie die Baufenster geändert.

1.2 Verfahren und Verfahrensstand
Das Planverfahren wird, wie in der Vorbemerkung in Kapitel 1.1 erwähnt, nach § 13a 
BauGB, also als sogenannter Bebauungsplan der Innentwicklung, durchgeführt. Der § 
13a Abs. 1 BauGB setzt voraus, dass das Plangebiet eine Größe unter 20.000 m2 
besitzt oder eine Größe von 20.000 m2 bis 70.000 m2 besitzt sofern nach den Kriterien 
der Anlage 2 des Gesetztes die Einschätzung erlangt wird, dass keine negativen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Diese Voraussetzungen werden durch das 
Planvorhaben erfüllt. Auch eine Beeinträchtigung der in §1 Abs.6 Nummer 7 
Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter, sowie eine Verletzung der Pflicht zur 
Vermeidung oder Begrenzung schwerer Unfälle nach § 50 Satz 1 Bundes- 
Immissionsschutzgesetz sind ausgeschlossen. Nach §13a Abs. 2 Nummer 3 BauGB 
soll durch das Planverfahren ein Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum oder 
zur Verwirklichung von Infrastrukturvorhaben in der Abwägung in angemessener 
Weise Rechnung getragen werden. Auch diese Voraussetzung wird durch den 
Planungsanlass und die Entwicklungsziele, dieses Planverfahrens, erfüllt. 
Weitergehend stellt der § 13a Abs. 2 Nummer 1 BauGB in Verbindung mit § 13 Abs. 2 
und 3 Satz 1 BauGB dar, dass von einer frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung im 
Sinne des § 3 Abs.1 BauGB und des § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen werden kann. Die 
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB, sowie die Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB können verkürzt in einem angemessenen 
Zeitraum stattfinden. Im Rahmen dieses Planverfahrens auf dieser Grundlage auf die 
Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs.1 BauGB 
verzichtet. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB findet 
im Vorfeld der des Veröffentlichungsbeschlusses statt. Zuletzt wird im Rahmen des 
Verfahrens nach §13a Abs. 2 Nummer 1 BauGB keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 
4 durchgeführt und auch kein Umweltbericht nach § 2a BauGB, sowie die 
zusammenfassende Erklärung nach § 6a Abs. 1 BauGB und § 10a Abs. 1 BauGB, 
verfasst.
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Gemeinde Wobbenbüll Begründung zur 1, Änderung des Bebauungsplan Nr, 7

Das Verfahren befindet sich zurzeit im Verfahrensschritt der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung sowie der Veröffentlichung nach § 3 Abs. 1 und 2 BauGB.

1.3 Rechtsgrundlagen
Die Rechtsgrundlage für diese Änderung bilden die folgenden Gesetze und 
Verordnungen:

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist.

• Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Juli 2024 (GVOBI. SH 2024, S. 504)

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 
1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist

2 Planungsvorgaben
2.1 Landesentwicklunqsplan (LEP) Fortschreibung 2021
Der Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (LEP) - Fortschreibung 2021 
setzt die Ziele und Grundsätze auf Landesebene fest. Im Kartenteil des LEP werden 
für das Gebiet der Gemeinde Wobbenbüll die folgenden Signaturen dargestellt:

• Vorbehaltsraum für Natur und Landschaft
In diesen Gebieten sollen Maßnahmen und Planungen nur durchgeführt 
werden, wenn sie Naturhaushalt und Landschaftsbild nicht erheblich 
beeinträchtigen und zu keiner negativen, dauerhaften Veränderung der 
Landschaft führen. Erhebliche Eingriffe sind nur dann hinnehmbar, wenn sie im 
überwiegenden öffentlichen Interesse erforderlich sind und angemessen 
ausgeglichen werden. Die Schaffung von Wohnraum für die Bevölkerung stellt 
ein öffentliches Interesse dar. Eine erhebliche Beeinträchtigung von 
Naturhaushalt und Landschaftsbild findet nicht statt. Gleichwohl finden Eingriffe 
statt, auch in geschützte Biotopstrukturen (Knicks). Diese Eingriffe werden 
jedoch angemessen und in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde 
ausgeglichen.

• Stadt- und Umlandbereich im ländlichen Raum (Husum)
Eine gesonderte Abstimmung innerhalb des Stadt- und Umlandbereiches ist 
durch die vorliegende Planung nicht erforderlich. Die Planung der Gemeinde 
Wobbenbüll findet noch im Rahmen der eigenen kommunalen 
Entwicklungsmöglichkeiten statt. Gleichwohl werden die Nachbargemeinden im 
Rahmen der Behördenbeteiligung gern. § 4 Abs. 2 BauGB regulär beteiligt und 
erhalten so die Möglichkeit, Stellung zu der vorliegenden Planung zu nehmen.

Stand: Rechtsverbindlichkeit Seite 3 von 9



Gemeinde Wobbenbüll Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplan Nr, 7

• 10-Km-Umkreis um das Mittelzentrum Husum
Diese Darstellung hat keine unmittelbare Bedeutung für die vorliegende 
Planung.

Aus dem Textteil des LEP sind insbesondere die Ziele und Grundsätze des Kapitels 
3.6.1 Wohnungsbauentwicklung in den Gemeinden für die vorliegende Planung von 
Bedeutung. Da die Gemeinde Wobbenbüll weder zentralörtlich eingestuft noch mit 
einer ergänzenden überörtlichen Versorgungsfunktion ausgestattet ist, zählt sie nicht 
zu den Schwerpunkten für den Wohnungsbau. Gemeinden, die keine Schwerpunkte 
für den Wohnungsbau sind, dürfen lediglich den örtlichen Bedarf abdecken. Jener wird 
vom LEP für den Zeitraum 2022 bis 2036 auf maximal 10% des Wohnungsbestandes 
vom 31.12. 2020 festgelegt, was rechnerisch maximal 24 Wohnungen für die 
Gemeinde Wobbenbüll bedeutet. Dieser Rahmen wird durch die auch durch die 1. 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 7 der Gemeinde Wobbenbüll nicht überschritten.

2.2 Regionalplan (RegPlan) für den Planungsraum I
Der Regionalplan für den Planungsraum V (nunmehr Planungsraum I) aus dem Jahre 
2002 weist für das Gebiet des Bebauungsplans ein Gebiet mit besonderer Bedeutung 
für Tourismus und Erholung sowie einen Stadt- und Umlandbereich im ländlichen 
Raum (Husum) aus. Kapitel 6.4.2 des Regionalplans (Nahbereich Husum) stellt im 
Hinblick auf den Stadt- und Umlandbereich fest: „Die Nachfrage nach Eigenheimbau 
in aufgelockerter Form hat in der Vergangenheit jedoch zu reger Bautätigkeit auch in 
den Umlandgemeinden geführt. In dieser Situation kommt der Stärkung des Stadt- und 
Umlandbereichs als dem maßgeblichen Siedlungsschwerpunkt innerhalb des 
Nahbereichs vorrangige Bedeutung zu.“ Konflikte mit den Zielen der Raumordnung 
sind auf dieser Ebene nicht zu erkennen.

2.3 Flächennutzungsplan (FNP)
Der Gemeinsame Flächennutzungsplan der Gemeinden Arlewatt, Hattstedter Marsch, 
Horstedt, Olderup und Wobbenbüll, setzt den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
Nr. 7 als Wohnbaufläche nach § 1 Abs. 1 BauNVO fest. Eine Berichtigung des 
Flächennutzungsplans ist daher nicht von Nöten.

2.4 Landschaftsplan (LP)
Der Landschaftsplan der Gemeinde Wobbenbüll wurde am 04.10.1999 förmlich 
festgestellt. Im Plan 1 (Bestandsplan) wird das Plangebiet als Wechselgrünland und 
Acker dargestellt. Die vorhandenen Knicks werden als Knick oder als Wall ohne/mit 
geringem Gehölzbewuchs wiedergegeben. Bis heute hat sich die landwirtschaftliche 
Nutzung dahingehend geändert, dass sich die Ackernutzung im Plangebiet 
ausgeweitet hat, am Borgerweg wurde ein neuer Knick angelegt.
Plan 2 (Bewertung des Arten- und Biotoppotentials) stellt für das Plangebiet aufgrund 
seiner landwirtschaftlichen Nutzung die Wertstufen I (Acker) und II (Grünland fest. Die 
Knicks wurden differenziert bewertet: der den Borgerweg begleitende Knick hat die 
Wertstufe l-ll, der südliche Knick sowie der mittlere quer verlaufende Knickwall haben 
die Wertstufe I. Der nördliche quer verlaufende Knick hat die Wertstufe V 
(Trockenwall). Der Maßnahmenplan (Plan 3) sowie der Textteil des Landschaftsplans 
gehen im Wesentlichen von einer Erhaltung des Knickbestandes aus. Im Textteil des 
Landschaftsplanes werden die Maßnahmen, insbesondere die Maßnahmen der 
Knickpflege, in Kapitel 7.1.2 („Geschützte Biotope nach § 15 LNatSchG“) ausführlich 
dargestellt. Laut Maßnahmenplan ist zudem eine Entwicklung von „mageren 
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Gemeinde Wobbenbüll Begründung zur 1, Änderung des Bebauungsplan Nr, 7

Standorten“ auf der Fläche zwischen dem mittleren und dem südlichen Knick 
vorgesehen. Der Bebauungsplan Nr. 7 der Gemeinde Wobbenbüll weicht von diesen 
Darstellungen und Maßnahmen ab. Knicks sind künstlich angelegte 
Landschaftselemente, die eng im Zusammenhang mit einer landwirtschaftlichen 
Nutzung stehen. Befinden sich diese in Siedlungsnähe, was in der Gemeinde 
Wobbenbüll zumindest bei älteren Knicks oftmals der Fall ist, kann es zu Konflikten mit 
der allgemeinen Siedlungsentwicklung der Gemeinde führen. Es ist daher nicht immer 
möglich, Knickstrukturen zu erhalten oder zumindest in die laufende Planung zu 
integrieren. Bedingt durch die vorliegende Planung verlieren die Knicks ihren 
Schutzstatus als geschütztes Biotop. Das Wohl der Allgemeinheit erfordert eine 
Versorgung mit Wohnraum für die Bewohnerinnen und Bewohner der Gemeinde 
Wobbenbüll. Dieser Versorgungsauftrag gilt es im Einzelfall mit den naturschutz­
fachlichen Schutztatbeständen abzuwägen, (s. hierzu auch Abschnitt 3.3 der 
Begründung) Das Plangebiet befindet sich zwar im planungsrechtlichen Sinne im 
Außenbereich der Gemeinde, allerdings im direkten Anschluss an den 
Siedlungskörper. Eine Erschließung des Gebietes wird durch die Straßen Borgerweg 
und Mühlenweg erleichtert. Der Ortsrand kann durch die planerische Maßnahme 
sinnvoll abgerundet werden. Im Rahmen der Abwägung ist von Bedeutung, dass zwar 
der nördliche und mittlere Wall /Knick nicht erhalten bleiben können, diese aber über 
einen Knickausgleich mittels geeignetem Ökokonto ersetzt werden. Darüber hinaus 
bleiben der straßenbegleitende Knick überwiegend und der südliche Knick vollständig 
erhalten und werden in die Planung aufgenommen, in dem sie als Fläche zum Erhalt 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt werden. Durch die 
vorgesehene Entwidmung verlieren sie zwar ihren formellen Schutzstatus als 
geschütztes Biotop, bleiben aber als wertvolle Grünstruktur im Plangebiet dauerhaft 
erhalten.

3 Inhalt der 1. Änderung
Die im Folgenden beschriebenen Festsetzungen ändern die Planzeichnung (Teil A) 
und ersetzten die Festsetzungen Nummer 6 und 8 des Textteils (Teil B) des 
Bebauungsplans Nr. 7 der Gemeinde Wobbenbüll. Alle weiteren Festsetzungen des 
Bebauungsplan Nr. 7 behalten ihre Rechtsverbindlichkeit und werden in dieser 1. 
Änderung nicht geändert.

3.1 Überbaubare Grundstücksflächen

In dieser 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 7 der Gemeinde Wobbenbüll werden 
die Baufenster der WR 2 und 3 insoweit angepasst, als dass sie bis auf der Meter an 
die Grundstücksgrenzen ausgeweitet werden. Grundflächenzahl sowie die Anzahl der 
Vollgeschosse und Bauweise werden nicht geändert.

Durch diese Änderung soll ein größerer Spielraum bei der Umsetzung der geplanten 
wohnbauvorhaben eingeräumt werden, um deren Umsetzung zu erleichtern. Eine 
höhere Versiegelung ist aufgrund der gleich gebliebenen Grundfläche und 
Vollgeschosse nicht zu erwarten.

3.2 Traufhöhe
Die Festsetzungen zur Traufhöhe werden 
Bezugspunkte geändert. Die Traufhöhe wird 

in Bezug auf die Definition der 
im Rahmen dieser 1. Änderung so
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Gemeinde Wobbenbüll Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplan Nr, 7

gemessen, dass als unterster Bezugspunkt die Oberkante des Fertigfußbodens und 
als Oberer Bezugspunkt der Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
Festgesetzt wird. Die Traufhöhe selbst wird mit 3,8 Metern festgesetzt. Des Weiteren 
werden Backengiebel und Krüppelwalme von der Traufhöhe ausgenommen, wobei 
Backengiebel eine breite von 1/3 der gesamten Dachlänge nicht überschreiten dürfen. 

Diese Änderung dient zur Gewährleistung der Bestimmtheit der Bezugspunkte, da sich 
die bisherige Festsetzung als zu Ungenau herausstellte. Die Ausnahme von 
Krüppelwalmen und Backengiebeln steht vor dem Hintergrund, dass unter anderem 
Krüppelwalme als Dachform zwar bisher durch Festsetzung Nummer 8 der 
Dachgestaltung, zulässig sind, jedoch unter der bisherigen Festsetzung zur Traufhöhe 
faktisch nicht zulässig sind. Diese 1. Änderung soll dies nun beheben und durch die 
Ausnahme von Backengiebeln und Krüppelwalmen den Bau dieser zulassen.

3.3 Dachgestaltung
Die Dachgestaltung behandelnden Festsetzungen werden in Hinblick auf die 
Installation von Solaranlagen (Photovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren) 
angepasst. Dächer sind weiterhin als Walm-, Krüppelwalm oder Satteldach zu 
errichten. Im WR 1 und 4 beträgt der zulässige Neigungswinkel ebenfalls weiterhin 25° 
bis 38° und im WR 2 und WR 3 35° bis 55°. Diese Änderung stellt eine Berichtigung 
des Bebauungsplan Nr. 07 dar und soll nun den Planungswillen der Gemeinde besser 
entsprechen. Hauptfirste sind weiterhin in Längsrichtung des Gebäudes anzuordnen. 
Gauben werden mit einer maximalen Länge von zwei Fünfteln der Dachseite 
festgesetzt. Dächer sind auch weiterhin mit einem einheitlichen Material und Farbe 
einzudecken, wobei Reet und nicht glänzende Tondachpfannen, in den Farben rot bis 
rotbraun, anthrazit und schwarz zugelassen werden. Giebel sind an der 
Gebäudelängsseite zulässig und dürfen die Fristhöhe des Gebäudes nicht 
überschreiten. Dachfenster sind bei Reetdächern und an der Krüppelwalmseite 
unzulässig. Wintergärten, Garagen und Nebenanlagen sind auch mit flachgeneigtem 
Dach bis 10° und maximal bis zur festgesetzten Traufhöhe gern. Nr. 6 zulässig. 
Weiterhin sind Dachflächen-Solaranlagen (Photovoltaikanlagen und 
Sonnenkollektoren) nur auf Hartbedachung zulässig. Sie müssen eine rechteckige 
Einheit bilden, welche jedoch durch die Dachaufbauten von Gauben, Backengiebel, 
Schornsteine und Lüftungsöffnungen, Blitzschutzanlagen und Dachflächenfenster 
durchbrochen werden dürfen. Sie müssen entweder in die Dachfläche integriert sein 
oder parallel zur Neigung der Dachfläche angebracht werden, wobei Aufständerungen, 
mit Ausnahme von Nebengebäuden und mit einer Neigung von maximal 15 °, nicht 
zulässig sind. Dachflächen-Solaranlagen müssen zu den äußeren Begrenzungen der 
Dachflächen (Ortgang, First und Traufe) einen Mindestabstand von 0,5 m einhalten.

Durch die neuen Festsetzungen der Dachgestaltung behalten die Gebäude weiterhin 
die ursprünglich gewünschte städtebauliche Gestaltung jedoch werden der 
Umsetzungen hinderliche Festsetzungen angepasst. So entfällt bei einer Installation 
von Solaranlagen die Festsetzung der der Farbe der Profile, um die Kosten bei der 
Installation solcher Anlagen zu reduzieren. Des Weiteren werden bestimmte 
Dachaufbauten wie Gauben und Backengiebel zugelassen, die geschlossene 
rechteckige Einheit der Solaranlagen zu durchbrechen. Dies soll eine Vereinbarkeit 
beider Elemente in der Umsetzung ermöglichen und so weitere Anreize zur Installation 
von Solaranlagen und Flexibilität in der Realisierung des Wohnungsbaus schaffen. 
Nach den bisherigen Festsetzungen wäre es nicht zulässig die rechteckige Einheit der
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Solaranlagen durch jedwede Art von Dachaufbauten zu durchbrechen. Der Rest der 
dachgestalterischen Festsetzungen wurde zur Wahrung der ursprünglich 
angestrebten städtebaulichen Gestaltung aus dem rechtsverbindlichen 
Bebauungsplan Nummer 7 übernommen. Sie wurden jedoch, zum leichteren 
Verständnis der Unterschiede in der Rechtsverbindlichkeit, für Hauptgebäude und 
Nebenanlagen, in ihrer Formulierung angepasst.

3.4 Flächen zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen

In der Planzeichnung (Teil A) wurde die Fläche zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen angepasst. Die neue Darstellung berücksichtigt die 
bereits vorhandene Bepflanzung und verlegt die Einfahrt zum Grundstück an die 
nördliche Grenze zum Borgerweg. Durch diese Änderung soll ein größerer Teil des 
Bestandsgrüns gesichert werden.

4 Erfordernisse des Klimaschutzes
Gemäß § la Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes Rechnung 
getragen und dessen Belange in der Abwägung gern. § 1 Abs. 7 BauGB berücksichtigt 
werden. Dies kann z.B. durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken 
oder die der Anpassung an den Klimawandel dienen, geschehen. Aufgrund der 
Geringfügigkeit der Änderungen ergibt sich gegenüber der Urfassung des 
Bebauungsplans keine veränderte Situation. Um eine Wiederholung zu vermeiden 
wird auf die Erläuterungen in der Begründung der Urfassung verwiesen.

5 Auswirkungen der Planung
Durch die 1. Änderung des Bebauungsplan Nummer 7 der Gemeinde Wobbenbüll 
entstehen keine zusätzlichen Eingriffe in Natur und Landschaft. Auch der Arten- und 
Biotopschutz ist nicht betroffen. Durch die Anwendung des § 13 a BauGB ist die 
Erstellung eines Umweltberichts nicht erforderlich. Die Eingriffsregelung wird nicht 
angewendet.

6 Nachrichtliche Übernahme, Hinweise und Abstimmungsbedarfe 
bei Umsetzung der Planung

6.1 Archäologischer Denkmalschutz
Obwohl im Rahmen von Voruntersuchungen keine relevanten Bodenfunde aufgefallen 
sind, ist grundsätzlich auch weiterhin mit archäologischen Denkmalen zu rechnen. 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche 
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen 
Bodenbeschaffenheit. Gemäß § 15 DSchG ist das Finden oder Entdecken von 
Kulturdenkmalen unverzüglich und unmittelbar oder über das Amt Nordsee-Treene der 
oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die 
Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des 
Grundstücks auf oder in dem der Fundort liegt sowie für die Leiterin oder den Leiter 
der Bauarbeiten. Sie haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unveränderten 
Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von 
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Kosten geschehen kann. Die Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von 4 
Wochen nach Meldung an die obere Denkmalschutzbehörde.

6.2 Brandschutz
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans muss als Grundschutz eine 
Löschwasserversorgung von mindestens 48 m3/h für eine Dauer von zwei Stunden 
sichergestellt werden. Bei der Sicherstellung über das öffentliche 
Wasserversorgungsnetz dürfen die Abstände von Hydranten auf Leitungen in 
Ortsnetzen dabei 150 m nicht übersteigen. Für den ersten Löschangriff und zur 
Rettung von Personen muss eine Entnahmestelle (Hydrant) in einer Entfernung von 
maximal 75 m Luftlinie bis zum Zugang des Grundstücks von der öffentlichen 
Verkehrsfläche vorhanden
sein. Die Standorte, der Hydranten sind mit Hinweisschildern für die Feuerwehr nach 
DIN 4066 zu kennzeichnen. Sofern die erforderliche Löschwassermenge für den 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht allein über das öffentliche 
Wasserversorgungsnetz sichergestellt werden kann, ist eine zusätzliche unabhängige 
Versorgung (z.B. über Löschwasserbrunnen nach DIN 14220, offene Gewässer, 
unterirdische Löschwasserbehälter nach DIN 14230) herzustellen. Die vorgenannte 
Entfernung zur nächstgelegenen Löschwasserentnahmestelle gilt auch für diesen Fall. 
Die Einzelheiten des Nachweises und der baulichen Anforderungen, wie z.B. die 
vorzuhaltende Löschwassermenge und erforderliche Entnahmeeinrichtungen, sind vor 
Ausführung mit der Bauaufsicht / Brandschutzdienststelle des Kreises abzustimmen. 
In den Wohngebieten WR 2 und WR 3 beträgt bei den in zweiter Reihe liegenden 
Baufenstern die mögliche in Lauflinie gemessene Entfernung von der öffentlichen 
Verkehrsfläche zu rückwärtigen Gebäudeteilen vereinzelt mehr als 50 m. In diesem 
Fall sollte ein (vorgeschriebener) zweiter Rettungsweg nicht an der Rückseite der 
Gebäude vorgesehen werden.

6.3 Unzulässige Versiegelungen:
Gemäß § 8 Abs. 1 LBO sind die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen 
Anlagen überbauten Flächen der bebauten Grundstücke wasseraufnahmefähig zu 
belassen oder herzustellen und zu begrünen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die 
Erfordernisse einer anderen zulässigen Verwendung der Flächen entgegenstehen. 
Abdeckungen von offenen Bodenflächen mit Schüttungen aus Kies, Schotter und 
ähnlichen Materialien, Rasengittersteine oder Schotterrasen sind somit nicht zulässig.

6.4 Richtfunktrasse
Das Plangebiet wird von einer 
Richtfunktrasse zwischen Süderhafen auf 
Nordstrand und dem Funkmast am 
Fedderbro-Graben in der Gemeinde 
Hattstedter Marsch durchquert. Da 
innerhalb des Plangebiets lediglich eine 
eingeschossige Bebauung zulässig ist, ist 
eine Beeinträchtigung der Trasse nicht zu 
erwarten.
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6.5 Immissionen im Rahmen von landwirtschaftlicher Nutzung
Das Plangebiet grenzt an landwirtschaftliche Flächen, es können daher im Rahmen 
der Ausübung einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Nutzung zeitlich 
begrenzte Immissionen in Form von Lärm, Staub und Gerüchen auftreten. Dies ist 
bei einer durch die Landwirtschaft geprägten dörflichen Gemeinde wie Wobbenbüll 
typisch und Teil des Dorfcharakters und daher nicht zu vermeiden.

Die Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 7 wurde mit Beschluss der 
Gemeindevertretung in der Sitzung am 11.05.2026 gebilligt.

Planverfasser:

<reis 
Nordfriesland

Kreis Nordfriesland
Fachdienst Klimaschutz und nachhaltige Raumentwicklung
Marktstr. 6
25813 Husum
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